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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Mit einer Totalrevision des Bundesgesetzes über das Schweizerische Institut zur
Rechtsvergleichung (SIR) beabsichtigte der Bundesrat, die Organisation des SIR an die
Grundsätze der Corporate Governance anzupassen. Hauptziel der Revision war die
Verkleinerung und gleichzeitige Verstärkung des grossen und unbeweglichen
Institutsrates, damit er in Zukunft ähnlich dem Verwaltungsrat einer Aktiengesellschaft
agieren und eine strategische Führungsfunktion wahrnehmen kann. Um eine flexible
und effiziente Institutsleitung sicherzustellen, wird die Institutsleitung mit dem
Institutsrat (9 Mitglieder) und der Direktion (3 Mitglieder) nur noch zwei schlanke
Organe umfassen. Zur wissenschaftlichen Unterstützung kann die Direktion zusätzlich
einen wissenschaftlichen Beirat einsetzen, dem jedoch eine rein beratende Funktion
zukommt. Ausserdem werden im Gesetz die gesetzlichen Aufgaben klar von den
gewerblichen Leistungen des Instituts getrennt und seine Unabhängigkeit in der
wissenschaftlichen Tätigkeit ausdrücklich verankert. Neu wird es dem SIR erlaubt,
Drittmittel – beispielsweise aus Forschungsprogrammen – zu seiner Finanzierung zu
verwenden und die Vergütung für das Erstellen von Gutachten nach
privatwirtschaftlichen Kriterien selbst festzulegen. Bisher unterstand das Institut in
dieser Angelegenheit der Gebührenverordnung des Bundes. Der Bundesrat seinerseits
soll jeweils für vier Jahre die strategischen Ziele für das SIR festlegen. Der
Aufgabenbereich des Instituts bleibt durch die Gesetzesrevision unangetastet. Im
Parlament war das Geschäft unbestritten; der Ständerat hiess den Entwurf des
Bundesrates im Sommer 2018 einstimmig gut und der Nationalrat stimmte im Herbst
desselben Jahres ebenfalls einstimmig zu. Beide Räte verabschiedeten das Gesetz in
der Schlussabstimmung am Ende der Herbstsession einstimmig. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Da die "Demokratischen Juristinnen und Juristen der Schweiz" gegen die Revision des
Bundesgesetzes über die Bundesrechtspflege das Referendum eingereicht hatten,
musste darüber das Volk entscheiden. Im Zentrum der Argumente der Revisionsgegner
stand die Erhöhung der Streitwertgrenze für zivilrechtliche Fälle von 8000 Franken auf
30 000. Diese Erhöhung bringe auf der einen Seite nur eine geringe Reduktion der
Arbeitslast der Richter, da es bisher beim Bundesgericht pro Jahr bei einem Total von
rund 4000 Fällen bloss deren 600 zivilrechtliche (davon rund ein Drittel mit einem
Streitwert von weniger als 30 000 Fr.) gegeben habe. Andererseits würde aber mit
dieser Erhöhung das Bundesgericht seiner Möglichkeit beraubt, wichtige
Grundsatzentscheide im Arbeits-, Miet- oder Konsumentenschutzrecht zu fällen. Damit
würde nach Ansicht der Revisionsgegner nicht nur die Rechtsstellung der meisten
Angestellten, Mieter und Konsumenten verschlechtert, sondern auch das Anliegen einer
einheitlichen schweizerischen Rechtssprechung beeinträchtigt. Das im Parlament noch
sehr umstrittene Vorprüfungsverfahren für staatsrechtliche Beschwerden spielte
hingegen in der Abstimmungskampagne kaum eine Rolle. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.1990
HANS HIRTER

Für die Befürworter der Vorlage stellte die Erhöhung der Streitwertgrenze lediglich
eine Anpassung an die seit der letzten Erhöhung (1959) eingetretene Lohn- und
Preisentwicklung dar. Zudem betonten sie die föderalistische Organisation
desschweizerischen Gerichtswesens, welche es nicht erforderlich mache, dass sich das
Bundesbericht mit allen Fällen befassen müsse. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.1990
HANS HIRTER
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Von den Parteien setzten sich die drei bürgerlichen Bundesratsparteien, die Liberalen
und die Auto-Partei für die Revision ein; die linken und grünen Parteien, der Landesring
und die SD bekämpften sie gemeinsam mit den Gewerkschaften und den Mieter- und
der Konsumentenverbänden. Die Interessenorganisationen der Unternehmer und der
Landwirte verzichteten auf Empfehlungen. Diese Zurückhaltung mag ein Grund dafür
gewesen sein, dass die flaue Abstimmungskampagne in den Medien eindeutig von den
Gegnern dominiert wurde. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.1990
HANS HIRTER

Ein Jahr nach der Niederlage in der Volksabstimmung präsentierte der Bundesrat einen
neuen Vorschlag für die Entlastung des Bundesgerichts. Er hielt sich dabei an die
Vorschläge des Parlaments und der Bundesrichter und verzichtete auf die beiden
besonders umstrittenen Bestimmungen, welche den Zugang zum Bundesgericht hatten
erschweren bzw. einschränken wollen (Erhöhung der Streitwertgrenze und
Vorprüfungsverfahren). Die Schwerpunkte der neue Vorlage für eine Teilrevision des
Gesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege liegen bei organisatorischen
Massnahmen, wie etwa der Verallgemeinerung der Dreier- anstelle der Fünferbesetzung
oder der Vereinfachung von Verfahren. Zudem soll das Bundesgericht im Bereich der
Verwaltungsrechtspflege durch einen Ausbau der richterlichen Vorinstanzen auf
Bundes- und Kantonsebene entlastet werden. Auf eine Erhöhung der Richterzahl will
der Bundesrat weiterhin verzichten; hingegen beantragte er, die 1984 als
Überbrückungsmassnahme bewilligten 15 ausserordentlichen Ersatzrichterstellen in
ordentliche, unbefristete Stellen umzuwandeln. 
Beide Parlamentskammern hiessen diese Vorschläge ohne jegliche Opposition und
praktisch unverändert gut. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1991
HANS HIRTER

Nach der 1990 erfolgten Ablehnung der Revision der Bundesrechtspflege durch das Volk
und der 1992 in Kraft getretenen kleinen Reform, welche auf die umstrittenen Punkte
verzichtete, unternahm der Bundesrat einen neuen Anlauf. Das EJPD setzte eine
Expertenkommission für die Vorbereitung einer umfassenden Revision ein. Diese soll
unter anderem auch die Opportunität der Bildung von speziellen Kammern (z.B. für
Steuerfragen) und der Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit überprüfen. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1993
HANS HIRTER

Die Verfassungskommissionen beider Räte befassten sich mit den im Rahmen der
Totalrevision der Bundesverfassung gemachten Vorschlägen für eine Justizreform und
stimmten den Anträgen des Bundesrates grundsätzlich zu. Das Konzept, das auf eine
Entlastung des Bundesgerichts durch Zugangsbeschränkungen sowie durch die
Stärkung der kantonalen und eidgenössischen Vorinstanzen setzt, wurde aber im Detail
nicht von beiden Kommissionen identisch formuliert. Während sich die
Ständeratskommission weitgehend an die Bundesratsversion hielt, gab sich die
Nationalratskommission grosszügiger. Die Ständeratskommission beschloss
Zugangsbeschränkungen auf gesetzlichem Weg für alle Fälle, bei denen es nicht um
grundlegende Rechtsfragen geht; die Nationalratskommission möchte diese
Restriktionen hingegen nur für Fälle zulassen, die von untergeordneter Bedeutung oder
offenbar unbegründet sind. Beide Varianten wurden von der SP bekämpft. Sie schlug als
Alternative einen personellen Ausbau vor und möchte neben Fachgerichten für Zivil-,
Straf- und Verwaltungsrecht auch ein nicht direkt anrufbares siebenköpfiges
Richtergremium schaffen, welches Grundsatzentscheide und -auslegungen an sich
ziehen und beurteilen kann. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat machte sich in der Frühjahrssession an die Beratung des Teils C der
Verfassungstotalrevision, der Reform der Justiz. Im wesentlichen ging es dabei um
Verfassungsgrundlagen für drei Ziele: die Stärkung der Leistungsfähigkeit des
Bundesgerichts durch die Einführung von Vorinstanzen und Zugangsbeschränkungen,
der Ausbau des Rechtsschutzes durch eine allgemeine Rechtsweggarantie und durch
die Einrichtung einer eingeschränkten Verfassungsgerichtsbarkeit und schliesslich die
Vereinheitlichung des kantonalen Zivil- und Strafprozessrechts. Die Vereinheitlichung
des Strafprozessrechts, die ja auch von verschiedenen Standesinitiativen gefordert
worden war, blieb unbestritten. Ausgiebig debattiert wurde hingegen über die von
Bundesrat und Kommission vorgeschlagene Verfassungsgerichtsbarkeit, welche dem
Bundesgericht erlauben soll, im konkreten Anwendungsfall zu überprüfen, ob ein
Bundesgesetz oder ein allgemeinverbindlicher Bundesbeschluss mit den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.1998
HANS HIRTER
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verfassungsmässigen Grundrechten und dem Völkerrecht übereinstimmt resp. die
verfassungsmässigen Rechte der Kantone nicht verletzt. Bruno Frick (cvp, SZ) lehnte im
Namen der Kommissionsminderheit diesen Vorschlag ab. Damit würde das Gericht zur
obersten politischen Instanz gemacht, was dem schweizerischen
Demokratieverständnis, wo dem Volk diese Funktion zukommt, widerspräche. Für die
Befürworter waren diese Befürchtungen, die namentlich auch von Carlo Schmid (cvp,
AI) vorgetragen wurden, übertrieben, da ja die Verfassungsnormen, deren Einhaltung
das Bundesgericht kontrollieren soll, weiterhin vom Volk bestimmt würden und zudem
das Bundesgericht diese Normenkontrolle bei kantonalen Gesetzen bereits seit 1874
ausübt. Mit einer relativ knappen Mehrheit (19:14) stimmte der Rat dem Ausbau der
Verfassungsgerichtsbarkeit zu.

In der ebenfalls heftig umstrittenen Frage der Einführung von Zugangsbeschränkungen
hatte die Kommission anfangs Jahr eine Kompromissformel ausgearbeitet. Diese sieht
vor, dass der Zugang zum Bundesgericht grundsätzlich garantiert ist, auf dem
Gesetzesweg für «Streitigkeiten, die keine Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung
aufwerfen» aber besondere Zugangsvoraussetzungen geschaffen werden können. Mit
dieser Formel konnte sich auch der Sozialdemokrat Aeby (FR) einverstanden erklären. In
der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Reformpaket Justiz mit 26:1 Stimmen
an. 8

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession mit dem Geschäft. In der
Eintretensdebatte formulierten die Vertreter der Fraktionen der SP und der Grünen
zwar heftige Kritik am Kommissionsentwurf wegen den vorgesehenen
Zugangsbeschränkungen, verzichteten aber auf einen Nichteintretens- oder
Rückweisungsantrag. Die Vereinheitlichung der kantonalen Prozessordnungen wurde
von den Liberalen Leuba (NE) und Sandoz (VD) vergeblich aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen bekämpft. Ein von der SP und den Grünen unterstützter
Antrag Thür (gp, AG), der im Sinne der Rechtsvereinheitlichung eine besondere Instanz
am Bundesgericht schaffen wollte, welche in den Kantonen zu beurteilende Fälle von
grundsätzlicher Bedeutung an sich ziehen könnte, wurde mit 58:48 Stimmen abgelehnt.
Die Einführung einer beschränkten Verfassungsgerichtsbarkeit wurde von einer quer
durch das politische Spektrum verlaufenden Front (Mehrheit der SP- und SVP-
Fraktionen, Liberale, Schweizer Demokraten sowie eine Minderheit der FDP-Fraktion)
bekämpft, da sich das bisherige System bewährt habe und die Neuerung mit der
schweizerischen direktdemokratischen Tradition im Widerspruch stehe. Diese breite
Opposition setzte mit 87:39 Stimmen durch.

Die SP, aber auch die Grünen und die SD lehnten die vorgeschlagenen
Zugangsbeschränkungen auch in der milderen Variante der Nationalratskommission ab
(Möglichkeit der Einführung von Restriktionen für Fälle von untergeordneter Bedeutung
oder offensichtlicher Unbegründetheit auf dem Gesetzesweg). Gross (sp, TG) reichte
einen neuen Kompromissantrag ein, der die Bedingungen für eventuelle
Zugangsbeschränkungen in der Verfassung detailliert festlegen wollte, und der für
offenkundig unbegründete oder aussichtslose Fälle nicht eine schlichte Abweisung,
sondern die Beurteilung der Annahme durch ein einfaches und schnelles Verfahren
vorsah. Dieser von der SP unterstützte Antrag unterlag in einer Eventualabstimmung mit
62:54 Stimmen gegenüber dem Ständeratsbeschluss. Diese Variante, welche die
Bedingungen für Zulassungsbeschränkungen für nicht grundsätzliche Fälle auf dem
Gesetzesweg festlegen will, konnte sich aber in der definitiven Abstimmung gegenüber
dem Kommissionsvorschlag nicht durchsetzen. In der Gesamtabstimmung, welche mit
59:48 relativ knapp ausfiel, votierten die SP, die Grünen und die SD geschlossen gegen
die Justizreform. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.1998
HANS HIRTER

In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat auf Antrag seiner Kommission mit einer
klareren Mehrheit (26:11) als in der Erstberatung an der Einführung einer beschränkten
Verfassungsgerichtsbarkeit fest. Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL) wies darauf
hin, dass die Verletzung von Grundrechten durch Bundesgesetze (Ausnahme
Wirtschaftsfreiheit und Eigentumsgarantie, welche in der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) nicht enthalten sind) bereits heute bei den
Instanzen der EMRK in Strassburg eingeklagt werden können. Bei den
Zugangsbeschränkungen hielt die kleine Kammer ebenfalls an ihrem Entscheid fest. Die
Nationalratskommission beschloss, dem Plenum, das sich im Berichtsjahr nicht mehr
mit dem Geschäft befasste, Festhalten an der Streichung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1998
HANS HIRTER
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Verfassungsgerichtsbarkeit zu beantragen. 10

Das Parlament beseitigte im Berichtsjahr die letzten Differenzen beim Reformpaket
Justizreform. Als erster war der Nationalrat an der Reihe. Bei der Hauptdifferenz, der
Einführung einer limitierten Verfassungsgerichtsbarkeit, beantragte die von der SP, der
CVP und der FDP-Mehrheit unterstützte Kommissionsmehrheit eine
Kompromissformel, welche die im Anwendungsfall zugelassene gerichtliche
Überprüfung auf die Konformität mit Grundrechten (anstelle der vom Ständerat
beschlossenen Verfassungsmässigkeit) und mit dem direkt anwendbaren Völkerrecht
beschränkt hätte. Eine von der SVP und einer Minderheit der FDP gebildete
Kommissionsminderheit sprach sich gegen jegliche Verfassungsgerichtsbarkeit aus,
während die EVP/LdU-Fraktion die etwas weitere Fassung des Ständerates
(Verfassungskonformität) befürwortete. Durchsetzen konnte sich mit 95:56 Stimmen
die Version der Kommissionsmehrheit. Bei der Einführung einer Zugangsbeschränkung
setzte sich im Sinne eines Kompromisses mehr oder weniger der im Vorjahr von Gross
(sp, TG) eingebrachte und damals noch unterlegene Vorschlag durch. Für bestimmte
Sachgebiete darf auf gesetzlichem Weg der Zugang zum Bundesgericht ausgeschlossen
werden, und bei Auseinandersetzungen, die keine Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung betreffen, kann eine Streitwertgrenze eingeführt werden. Offensichtlich
unbegründete Beschwerden dürfen hingegen nicht ausgeschlossen, sondern müssen
mit einem vereinfachten Verfahren beurteilt werden.

Der Ständerat schloss sich dem Kompromiss bei der Verfassungsgerichtsbarkeit an. In
der letzten Runde der Differenzbereinigung vollzog dann jedoch der Nationalrat eine
Kehrtwende. Die Angst überwog, dass die Reform in der Volksabstimmung wegen dieser
umstrittenen Normenkontrolle scheitern könnte und damit auch die unbestrittenen
Anliegen – namentlich die Vereinheitlichung des Prozessrechts und die
Entlastungsmassnahmen für die Bundesgerichte – nicht verwirklicht würden. Der
Vorschlag, entweder dem Volk eine Variantenabstimmung zu präsentieren oder eine
Trennung in zwei Teilbeschlüsse durchzuführen, scheiterte am Veto des Ständerats. Auf
Antrag seiner Kommissionsmehrheit beschloss der Nationalrat deshalb die Streichung
der Verfassungsgerichtsbarkeit in jeglicher Form. In der Einigungskonferenz setzte sich
dieses Vorgehen durch, womit der Schlussabstimmung nichts mehr im Wege stand.
Diese fiel mit 165:8 resp. 37:0 Stimmen deutlich aus. Die LdU/EVP-Fraktion hatte sich
aus Protest gegen den Verzicht auf die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit der
Stimme enthalten, und ihr Sprecher, der Berner Zwygart (evp), deponierte eine
parlamentarische Initiative für eine Normenkontrolle (99.455). 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

In der Volksabstimmung vom 12. März hiessen die Stimmberechtigten mit sehr
deutlichem Mehr die im Vorjahr vom Parlament verabschiedete Justizreform gut.
Nachdem die beiden am meisten umstrittenen Punkte, die Zugangsbeschränkungen
und die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit vom Parlament massiv entschärft
resp. eliminiert worden waren, gab es kaum mehr Opposition gegen die Vorlage. Keine
nationale Partei gab die Nein-Parole aus; lediglich die relativ unbedeutenden
Kantonalsektionen der SVP in Genf und im Wallis lehnten die Reform ab.

Das Verdikt fiel mit einem Ja-Stimmenanteil von 86 Prozent sehr deutlich aus; nicht ein
Kanton hatte sich dagegen ausgesprochen. Am klarsten fiel die Annahme in Genf mit 92
Prozent, am knappsten im Wallis mit 71 Prozent aus.

Justizreform
Abstimmung vom 12. März 2000

Beteiligung: 41,9%
Ja: 1'610'107 (86,4%) / 20 6/2 Stände
Nein: 254'355 (13,6%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: SP, FDP, CVP, SVP (2*), GP, LP (1*), EVP, FP, SD, EDU, PdA, CSP; Economiesuisse
(Vorort), SGB, CNG.
– Nein: -
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.2000
HANS HIRTER
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Gemäss der VOX-Analyse zur Justizreform (Abstimmung vom 12. März 2000) fand die
Justizreform neben den vier zur Abstimmung stehenden Volksinitiativen
(«Beschleunigung der direkten Demokratie», «für menschenwürdige Fortpflanzung»,
«Verkehrshalbierung» und «gerechte Vertretung der Frauen in den Bundesbehörden»)
kaum Beachtung. Dies war wohl auch der Grund dafür, dass 49 Prozent der Befragten
keine Angaben zum Inhalt der Vorlagen machen konnten. Zudem fielen auch die Motive
für das Ja recht schwammig aus («wichtig, richtig, sinnvoll»; «es braucht
Veränderungen»), vielfach wurden als Begründung für ein Ja auch Empfehlungen von
Behörden und Parteien vorgebracht. In der Nachbefragungsanalyse zeigten sich zudem
keinerlei soziale oder politische Merkmale, hinsichtlich derer sich die Ja- und die Nein-
Stimmenden voneinander unterscheiden liessen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.05.2000
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Umsetzung der Justizreform legte der Bundesrat Ende Februar seinen
Entwurf für die Totalrevision der Bundesrechtspflege vor. Damit sollen insbesondere
die gesetzlichen Grundlagen für die Einrichtung eines Bundesstrafgerichts und eines
Bundesverwaltungsgerichts geschaffen werden. Diese hätten als neue erste Instanzen
bei Delikten zu dienen, die unter die Bundesgerichtsbarkeit fallen, und würden damit
dem Bundesgericht eine merkliche Entlastung bringen. Mit dem
Bundesverwaltungsgericht könnten zudem die mehr als zwanzig bestehenden
Rekurskommissionen des Bundes und die Beschwerdedienste der Departemente
aufgehoben werden. Als Wahlbehörde für die Ernennung der an den beiden neuen
Gerichten tätigen Richter schlug der Bundesrat sich selbst vor. Er begründete dies mit
dem Argument, dass das Parlament mit dieser Aufgabe angesichts der grossen Anzahl
der an die beiden neuen Instanzen zu wählenden Richter (10 bis 35 beim Bundesstraf-
und 50-70 beim Bundesverwaltungsgericht) überfordert wäre. Als weitere Massnahme
zur Entlastung des Bundesgerichts schlug die Regierung die Erhöhung der
Streitwertgrenze bei vermögensrechtlichen Auseinandersetzungen in Zivilsachen von
CHF 8'000 auf 40'000 vor. Als organisatorische Neuerung soll ferner das
Versicherungsgericht in Luzern in das Bundesgericht in Lausanne integriert werden,
wobei der Standort Luzern erhalten bleibt. Diese organisatorische Zusammenfassung
wurde sowohl vom Bundesgericht als auch vom Versicherungsgericht als sachlich nicht
opportun und unter dem Gesichtspunkt der Effizienzsteigerung unergiebig abgelehnt.
Formell besteht die Vorlage aus drei neuen Gesetzen (Bundesgerichtsgesetz,
Strafgerichtsgesetz und Verwaltungsgerichtsgesetz), wobei das Bundesgerichtsgesetz
das bisherige Gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege ersetzt. (Zur
Volksabstimmung über die Justizreform im Rahmen der Revision der Bundesverfassung
siehe hier.) 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2001
HANS HIRTER

Zu einem grossen Schlagabtausch regionaler Interessen kam es im Ständerat bei der
Frage des Standorts der beiden neuen Gerichte. Die Kommissionsmehrheit
unterstützte den Vorschlag des Bundesrates (Aarau und Freiburg); eine aus Marty (fdp,
TI), Dettling (fdp, SZ), Schweiger (fdp, ZG) und Slongo (cvp, NW) gebildete Minderheit war
für Bellinzona und St. Gallen. (Zu dieser Minderheit gehörten bezüglich Bellinzona auch
noch Stadler (cvp, UR) und bezüglich St. Gallen Bürgi (svp, TG)).  Die Befürworter dieser
Standorte versuchten einerseits darzulegen, dass bezüglich der vom Bundesrat
angeführten sachlichen Kriterien für die Standortwahl (vor allem Distanz zu den
Bevölkerungszentren und Personalrekrutierung) auch Bellinzona und St. Gallen geeignet
seien. Viel stärker berücksichtigt werden müsse aber das staatspolitische Element einer
Dezentralisierung der eidgenössischen Institutionen, und dieses spreche eindeutig für
Gerichtssitze in der italienischsprachigen Schweiz und der Ostschweiz. Mit jeweils 26:15
Stimmen beschloss der Ständerat, das Bundesstrafgericht in Bellinzona und das
Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen anzusiedeln. Im Nationalrat empfahl die
Kommission ebenfalls, allerdings mit nur knapper Mehrheit, die Standorte Aarau und
Freiburg. Nachdem sich nahezu alle Abgeordnete aus den betroffenen vier Kantonen
für ihre Region eingesetzt hatten, beschloss der Rat mit 123:61 Stimmen, Bellinzona den
Vorzug vor Aarau zu geben. Knapper war der Entscheid beim wesentlich
personalreicheren Bundesverwaltungsgericht. Nachdem Freiburg und St. Gallen je 92
Stimmen auf sich vereinigt hatten, gab die Ratspräsidentin Maury-Pasquier (sp, GE) den
Ausschlag für Freiburg. Da aber der Ständerat auf seinem Entscheid für St. Gallen
beharrte, gab die grosse Kammer mit 95:84 Stimmen nach. Der Ständerat
verabschiedete anschliessend eine Empfehlung Lombardi (cvp, TI) (02.3377), welche
den Bundesrat auffordert, die Bundesverwaltung zu dezentralisieren und dabei vor
allem Freiburg und Aarau zu berücksichtigen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2002
HANS HIRTER
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Nach der Rückweisung der bundesrätlichen Vorlage zur Schaffung eines
Bundesstrafgerichts und eines Bundesverwaltungsgerichts durch den Ständerat im
Vorjahr hatte dessen Rechtskommission einen Vorschlag für eine parlamentarische
Gerichtskommission zur Wahlvorbereitung ausgearbeitet. Das Projekt sah vor, dass
diese Kommission bei ihrer Arbeit von einem ständigen Sekretariat und einem
Expertenbeirat unterstützt wird. Letzterer wirkt bei der Wahlvorbereitung für das
Bundesstraf- und das Bundesverwaltungsgericht mit und kann – muss aber nicht – bei
den Bundesgerichtswahlen beigezogen werden. Um den anlässlich der Rückweisung im
Jahr 2001 geäusserten Ängsten vor einem zu grossen Einfluss dieser Experten Rechnung
zu tragen, werden deren Empfehlungen und Evaluationen nicht veröffentlicht. Die
parlamentarische Gerichtskommission selbst setzt sich aus zwölf Mitgliedern des
Nationalrats und fünf des Ständerats zusammen, wobei jede Fraktion Anspruch auf
mindestens einen Sitz hat. Die Oberaufsicht über die Gerichte sollen weiterhin die
Geschäftsprüfungskommissionen und nicht diese neue Gerichtskommission haben.
Diese Vorschläge kamen im Ständerat in der Frühjahrssession gut an. Umstritten war
nur noch die Frage der parlamentarischen Oberaufsicht über die Gerichte. Mit der
Auflage, dass sie ihre Arbeit neu organisieren müssen, wurde diese bei den GPK
belassen. Der Nationalrat begann im Herbst mit den Beratungen. In der Frage der
Vorbereitung der Richterwahlen war er weitgehend mit dem Ständeratsmodell
einverstanden. Er lehnte es allerdings ab, bereits jetzt über die Schaffung einer
konsultativen Expertenkommission (Beirat) zu entscheiden, da zuerst die Frage der
Organisation der Oberaufsicht über die Bundesgerichte geklärt werden müsse.
Nachdem der Nationalrat in der zweiten Runde einen Kompromissvorschlag der kleinen
Kammer abgelehnt hatte, einen solchen Beirat wenigsten mit einer Kann-Formel zu
ermöglichen, gab der Ständerat nach. Das Gesetz über das Bundesstrafgericht wurde in
der Herbstsession verabschiedet; die neuen Bestimmungen über die Richterwahl in der
Wintersession. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER

Der Ständerat setzte in der Herbstsession seine Beratungen zur Justizreform fort.
Nachdem das Parlament im Vorjahr die Schaffung eines Bundesverwaltungs- und eines
Bundsstrafgerichts beschlossen und deren Standorte und die Wahlprozeduren
festgelegt hatte, war nun noch über die Totalrevision der Bestimmungen über die
Organisation und Verfahren der Bundesgerichte zu entscheiden. Beim neuen Gesetz
über das Bundesverwaltungsgerichts nahm die kleine Kammer einige auch vom
Bundesrat nicht bestrittene Änderungen vor. Bei der Revision des Bundesgesetzes über
das Bundesgericht waren die Auseinandersetzungen heftiger. Sie betrafen namentlich
die von der Kommission vorgeschlagenen Entlastungsmassnahmen. Diese sahen
einerseits für privatrechtliche Klagen eine Streitwertgrenze von CHF 40'000 vor. Zum
anderen sollten bestimmte, in einem Katalog aufgeführte öffentlich-rechtliche Urteile
sowie strafrechtliche Fälle bis zu einer bestimmten Bussenhöhe nicht mehr vor
Bundesgericht weitergezogen werden können. Ausgenommen von diesen
Einschränkungen sind Klagen, welche Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung
betreffen oder bei denen keine einheitliche Rechtssprechung vorliegt. Das Plenum
folgte seiner Kommission und dem Bundesrat bei der neuen Streitwertgrenze von CHF
40'000 Ein Antrag Studer (sp, NE), diese in miet- und arbeitsrechtlichen Fällen auf CHF
20'000 zu senken, unterlag mit 24 zu 9 Stimmen. Auch die Entlastungsmassnahmen für
den öffentlich-rechtlichen und den strafrechtlichen Bereich wurden akzeptiert.
Allerdings erweiterte der Rat die Bestimmung, dass Urteile von grundsätzlicher
Bedeutung an das Bundesgericht weitergezogen werden dürfen, um die Regel, dass dies
auch für Beschwerden gelten soll, bei denen die Verletzung eines verfassungsmässigen
Rechts gerügt wird. Bei der Zahl der ordentlichen Bundesrichter war der Ständerat
etwas grosszügiger als der Bundesrat, indem er sie auf 40-50 festlegte (der Bundesrat
hatte 35-45 beantragt, zur Zeit sind es 41). Die administrative Integration des Luzerner
Versicherungsgerichts in das Lausanner Bundesgericht fand relativ knapp
Zustimmung. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.2003
HANS HIRTER

Als Zweitrat nahm der Nationalrat die Beratung der Totalrevision der Bestimmungen
über die Organisation und Verfahren der Bundesgerichte und des neuen Gesetzes
über das Bundesverwaltungsgericht auf. Dabei hatte es, nachdem das Bundesgericht
seine Unzufriedenheit mit der Version des Ständerates kundgetan hatte, eine kleine
Verzögerung gegeben. Auf Ersuchen der Rechtskommission des Nationalrats
präsentierte eine vom EJPD-Vorsteher geleitete Arbeitsgruppe einen neuen Vorschlag.
Dieser erhöhte die Streitwertgrenze für Zivilsachen nur auf CHF 30'000 statt auf CHF
40'000 und verzichtete bei Straf- und Steuersachen im Gegensatz zur Version der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2004
HANS HIRTER
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kleinen Kammer ganz auf eine Streitwertgrenze. (Für Fälle von grundsätzlicher
Bedeutung besteht ohnehin keine Streitwertgrenze.) Die Nationalratskommission
übernahm diese Vorschläge und ging sogar noch etwas weiter, indem sie bei arbeits-
und mietrechtlichen Streitsachen die Streitwertgrenze auf CHF 15'000 reduzierte.
Eintreten war im Plenum unbestritten. Abgesehen von der erwähnten Streitwertgrenze
wurden die Entscheide des Ständerats von den Kommissionssprechern als tragfähiger
Kompromiss gelobt und vermochten sich fast durchwegs durchzusetzen. 18

In einer im Sommer präsentierten Botschaft schlug der Bundesrat ein befristetes
Gesetz vor, das den gesetzlichen Rahmen für die Aufbauphase des neuen
Bundesverwaltungsgerichts bildet. Geschaffen werden soll damit insbesondere ein
Gremium, welches noch vor der für 2007 geplanten Einsetzung des Gerichts die für die
Inbetriebnahme erforderlichen Entscheide fällt (z.B. über die Einstellung von
administrativem Personal). Der Ständerat hiess dieses Gesetz in der Dezembersession
gut. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2004
HANS HIRTER

Nach der Bereinigung der letzten Differenzen verabschiedete das Parlament in der
Sommersession das revidierte Gesetz über das Bundesgericht und das neue Gesetz
über das Bundesverwaltungsgericht einstimmig. In der Frühjahrssession befasste sich
der Ständerat mit der im Vorjahr vom Nationalrat beschlossenen neuen Fassung, welche
sich auf den Zusatzbericht einer Arbeitsgruppe stützte. Die kleine Kammer schloss sich
weitgehend diesen Entscheidungen an. Dazu gehörte namentlich auch die lange
umstritten gewesene Festlegung der Streitwertgrenzen für Zivilsachen. In der zweiten
Runde der Differenzbereinigung ging es insbesondere noch um die
Rekursmöglichkeiten bei der internationalen Rechtshilfe. Durchgesetzt hat sich die von
Bundesrat und Ständerat vertretene Ansicht, dass in besonderen Fällen (z.B. wenn bei
einer Auslieferung im Ausland die Todesstrafe droht) der Entscheid des
Bundesstrafgerichts an das Bundesgericht weitergezogen werden kann. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2005
HANS HIRTER

Im Juli gab der Bundesrat seinen Vorschlag für die Reorganisation der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft in die Vernehmlassung. Die bisherige Zweispurigkeit
(administrative Aufsicht durch das EJPD, fachliche durch das Bundesstrafgericht) soll
aufgehoben und die Kontrolle zur Gänze dem EJPD übertragen werden. Die mit den
Vorarbeiten beauftragte Expertengruppe hatte im Vorentwurf zusätzliche
Bestimmungen aufgenommen, um die Gefahr einer Einflussnahme der Regierung oder
des Justizministers auf die Verfahren der Bundesanwaltschaft zu minimieren. Zudem
überwies der Ständerat die vom Nationalrat im Vorjahr gutgeheissene Motion Hofmann
(sp, AG) (04.3411) für eine Überprüfung der Aufsichtsstruktur der Bundesanwaltschaft
ebenfalls. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.2005
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Teilrevision des Anwaltsgesetzes. Diese
soll insbesondere dem Umstand Rechnung tragen, dass mit der Umsetzung der so
genannten Bologna-Reform an den europäischen Hochschulen der Master-Abschluss
das bisher geforderte Lizentiat ersetzt. Dieser Master ist neu die Voraussetzung für den
Eintrag in ein kantonales Anwaltsregister. Für die Zulassung zu einem in der Schweiz zu
absolvierenden Anwaltspraktikum, welches für den Registereintrag ebenfalls verlangt
wird, soll ein juristischer Bachelor-Abschluss genügen. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.10.2005
HANS HIRTER

Obwohl es in der Vernehmlassung über die Reorganisation der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft Kritik am Vorschlag gab, diese vollumfänglich beim EJPD
anzusiedeln, hielt der Bundesrat an dieser Absicht fest. Diese Unterstellung der
Anklagebehörde unter die Exekutive entspreche auch der Regelung in den meisten
anderen europäischen Staaten. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.04.2006
HANS HIRTER
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Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament ein Bundesgesetz über die Bereinigung
und Aktualisierung der Bundesrechtspflege. Die darin enthaltenen Vorschläge
betreffen Kleinigkeiten, die bei der grossen Reformarbeit nicht beachtet worden
waren, so etwa die Tatsache, dass die Amtsperioden der organisatorisch
zusammengeführten Gerichte in Lausanne (Bundesgericht) und in Luzern
(Versicherungsgericht) nicht gleichzeitig beginnen. Explizit festgehalten werden soll
auch, dass die Bundesgerichte zwar autonom sind, das Immobilienmanagement aber
wie bisher beim Finanzdepartement bleiben soll. Das Bundesgericht war mit diesem
zweiten Punkt nicht einverstanden und lehnte eine gesetzlich fixierte
Kompetenzzuweisung an die Exekutive ab. Sachlich sei an der Bereitstellung von Raum
und Infrastruktur durch die Bundesverwaltung (Bundesamt für Bauten und Logistik,
BBL) nichts einzuwenden. Dazu reichten nach Ansicht des Bundesgerichts aber
Verträge zwischen dem in allen Verwaltungsfragen autonomen Bundesgericht und dem
BBL aus. Das Parlament stimmte den Vorschlägen des Bundesrates zu. Insbesondere
teilte es in der Frage des Immobilienmanagements die Auffassung der Regierung, dass
dieser Bereich unter der Federführung des professionell mit Baufragen befassten
Bundesamtes bleiben soll und die verfassungsmässig garantierte Autonomie sich auf die
Rechtssprechung und nicht auf die Organisation bezieht. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Das Parlament hiess die Teilrevision des Anwaltsgesetzes gut. Damit trug es der
Tatsache Rechnung, dass mit der so genannten Bologna-Reform an den europäischen
Hochschulen der Master-Abschluss das bisher geforderte Lizentiat ersetzt. Umstritten
war im Nationalrat, ob das geforderte Praktikum bereits mit dem Bachelor- oder – wie
dies Abgeordnete aus der Romandie verlangten – erst nach dem Master-Examen
absolviert werden darf. Durchgesetzt hat sich, wie bereits im Ständerat, die weniger
strenge Version. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

Das Parlament hiess eine Änderung der Verordnung über die Richterlöhne
oppositionslos gut (06.016). Gegen Jahresende unterbreitete der Bundesrat dem
Parlament auch noch eine Verordnung über die Taggelder und Reisespesen der
nebenamtlichen Bundesrichter (diese sind nicht fix besoldet) zur Genehmigung. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern stimmten der Erhöhung der Taggelder und Reisespesen der
nebenamtlichen Bundesrichter (diese sind nicht fix besoldet) oppositionslos zu. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2007
HANS HIRTER

Gegen Jahresende beantragte der Bundesrat dem Parlament die Schaffung eines
eidgenössischen Patentgerichtes. Dieses würde anstelle der kantonalen Gerichte
erstinstanzlich über alle patentrechtlichen Streitigkeiten entscheiden. Rekursinstanz
bliebe das Bundesgericht. Der Bundesrat begründete die angestrebte Zentralisierung
mit den sehr hohen und infolge des technologischen Fortschritts noch weiter
ansteigenden fachlichen Anforderungen an die Richter und Richterinnen in diesem
Bereich. Die kantonalen Gerichte seien, auch wegen der in vielen Kantonen sehr
geringen Zahl von zu beurteilenden Fällen, nicht mehr in der Lage, die nötigen
juristischen und vor allem technischen Kenntnisse zu erwerben und auf dem neuesten
Stand zu halten. In der Vernehmlassung war diese Neuerung auch von fast allen
Kantonen und von den interessierten Berufsorganisationen begrüsst worden. Einzig
Appenzell-Innerrhoden sprach sich aus föderalistischen Gründen dagegen aus. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2007
HANS HIRTER

Gleichzeitig mit der Einführung eines nationalen Patentgerichts beantragte der
Bundesrat dem Parlament, den Titel eines Patentanwalts rechtlich zu schützen, und
vom Bundesamt für geistiges Eigentum ein Register der zugelassenen Patentanwälte
führen zu lassen. Voraussetzung für den Eintrag in dieses Register sind entsprechende
Berufsqualifikationen und dabei insbesondere das Bestehen einer vom Bundesrat
kontrollierten Patentanwaltsprüfung. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2007
HANS HIRTER
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Kurz nach der Publikation des Berichts der GPK-NR über den Abgang von Roschacher
gab der Bundesrat einen neuen Vorschlag zur Reorganisation der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft in die Vernehmlassung. Er schlug darin vor, wieder zum Zustand
der bis zum Jahr 2002 geherrscht hatte, zurück zu kehren und den Bundesrat zum
alleinigen Aufsichtsorgan über die Bundesanwaltschaft zu machen. Er vertrat dabei die
Auffassung, dass sich die Aufteilung der Aufsicht zwischen dem Bundesstrafgericht für
fachliche und dem EJPD für administrative Belange nicht bewährt habe. Er rückte aber
auch von seinem 2005 in die Vernehmlassung gegebenen Vorhaben ab, die Kontrolle
vollständig dem EJPD zu übertragen. Wie bereits damals sprach sich auch jetzt eine
Mehrheit der Parteien gegen die Absicht des Bundesrates aus und wünschte eine von
der Exekutive unabhängige Stellung der Bundesanwaltschaft. Diese Unabhängigkeit
könnte beispielsweise durch die Unterstellung unter einen Justizrat, der sich aus
Personen aus dem Parlament, der Justiz und der Verwaltung zusammensetzt, garantiert
werden. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.12.2007
HANS HIRTER

Im September legte der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft über die Anpassung
der Bestimmungen über die Strafbehörden des Bundes an die neue schweizerische
Strafprozessordnung vor. Die wichtigste Neuerung besteht darin, dass gemäss den
Vorgaben der neuen Ordnung das eidgenössische Untersuchungsrichteramt
aufgehoben wird und das Vorverfahren vollständig in den Händen der
Bundesanwaltschaft liegt. Politisch am brisantesten war der Vorschlag des Bundesrates
über die Reorganisation der Aufsicht über die Bundesanwaltschaft. Trotz der im
Vorjahr von den Parteien in der Vernehmlassung vorgebrachten Einwände hielt er daran
fest, dass der Bundesanwalt allein der Exekutive unterstellt sein soll. Diese soll nicht nur
die Tätigkeit der Bundesanwaltschaft überwachen, sondern dieser auch allgemeine
Weisungen über die Aufgabenerfüllung erteilen dürfen. Um die Unabhängigkeit der
Strafverfolgungsbehörden zu garantieren sind hingegen konkrete Anweisungen in
Einzelfällen explizit untersagt. Dieses Interventionsverbot betrifft sowohl die Einleitung,
die Durchführung und den Abschluss eines Verfahrens als auch die Art und Weise der
Vertretung der Anklage vor Gericht und das Ergreifen von Rechtsmitteln. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2008
HANS HIRTER

Als Erstrat beschäftigte sich der Ständerat mit der Schaffung eines eidgenössischen
Patentgerichtes. Die Notwendigkeit dieses neuen Gerichtes war unbestritten und die
Anträge des Bundesrates wurden fast ausnahmslos übernommen. In Abweichung vom
Bundesrat beschloss die kleine Kammer jedoch, dass auch die nebenamtlichen
Richterinnen und Richter von der Vereinigten Bundesversammlung – und nicht von der
Gerichtskommission des Parlaments – gewählt werden sollen. Eine knappe Mehrheit im
Nationalrat war damit nicht einverstanden, da es sich hier um ein Fachgericht handle,
bei dem es Sinn mache, zumindest die nebenamtlichen Richter nicht in einem
politischen Prozess zu wählen, sondern durch ein Fachgremium zu bestimmen. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2008
HANS HIRTER

Der Ständerat und nach ihm auch der Nationalrat stimmten dem Antrag des
Bundesrates oppositionslos zu, den Titel eines Patentanwalts rechtlich zu schützen. Da
der Nationalrat aber bei der geforderten Ausbildungsdauer eine Anpassung an das eben
revidierte EU-Recht vornahm, blieb Ende Jahr auch hier noch eine Differenz
bestehen. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2008
HANS HIRTER

In der Differenzbereinigung bei der Vorlage zur Schaffung eines eidgenössischen
Patentgerichtes hielt der Ständerat daran fest, dass alle, also auch die nebenamtlichen
Richter, durch die Vereinigte Bundesversammlung und nicht durch ein Fachgremium zu
wählen sind. Nachdem die grosse Kammer in einer ersten Runde auf ihrer auch vom
Bundesrat unterstützten Lösung beharrt hatte, gab sie angesichts der klaren
Stimmenverhältnisse im Ständerat nach. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
HANS HIRTER
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Die aus dem Vorjahr verbliebene Differenz beim Patentanwaltsgesetz wurde rasch
beigelegt, indem der Ständerat die Version der grossen Kammer übernahm. Der
Nationalrat überwies mit dem Einverständnis des Bundesrats eine Motion seiner
Rechtskommission für eine Vereinheitlichung der Bestimmungen des anwaltlichen
Berufsgeheimnisses in allen Verfahrensrechten des Bundes (09.3362). 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat behandelte in der Sommersession die im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagene Anpassung der Bestimmungen über die Strafbehörden des Bundes an
die neue schweizerische Strafprozessordnung. Er stellte sich dabei gegen die von der
Regierung angestrebte Wahl und Überwachung der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat. Damit dieser Bundesanwalt über eine unabhängige Stellung verfügt, sollen er
und seine Ersatzleute vom Parlament gewählt und von einer Fachaufsichtskommission
überwacht werden. Dieses Aufsichtsgremium soll sich aus je einem Richter des
Bundesgerichts und des Bundesstrafgerichts, zwei praktizierenden Anwälten und drei
Fachleuten, die weder Richter noch Anwälte sind, zusammensetzen. Die
Rechtskommission des Nationalrats übernahm diese Regelung. Sie scheiterte in der
Wintersession im Plenum aber am Widerstand der SVP, der CVP und der BDP, welche
dagegen ins Feld führten, dass durch die Parlamentswahl des Bundesanwalts diese
Funktion zu sehr von der Politik abhängig werde, und dass die Rolle und Stellung des
Aufsichtsgremiums unklar sei. Der Nationalrat beschloss ferner die Schaffung einer
vollwertigen Rekursinstanz für Urteile des Bundesstrafgerichts. Zuständig für diese
nicht bloss formale, sondern auch materielle Überprüfung soll das Bundesgericht
sein. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Bei der Organisation der Strafbehörden des Bundes beharrte der Ständerat auf seinem
Vorschlag betreffend Aufsicht der Bundesanwaltschaft: der Bundesanwalt sei vom
Parlament zu wählen. Ein ebenfalls vom Parlament zu wählendes Gremium, bestehend
aus je einem Richter des Bundesgerichts und des Bundesstrafgerichts, zwei
praktizierenden Anwälten und drei Fachpersonen, die weder Richter noch Anwälte
sind, soll die Bundesanwaltschaft beaufsichtigen. Nachdem sich ein Minderheitsantrag
im Nationalrat 2009 noch erfolgreich gegen diesen Vorschlag durchgesetzt hatte und
die Aufsicht beim Bundesrat belassen wollte, übernahm die grosse Kammer den
ständerätlichen Vorschlag in der zweiten Lesung knapp mit 88 zu 81 Stimmen. Auch die
zweite Differenz wurde im Sinn des Ständerats ausgeräumt. Eine Minderheit im
Nationalrat monierte, dass die Existenz nur einer Rechtsmittelinstanz nicht genüge. Die
Mehrheit der grossen Kammer stellte sich jedoch hinter die Meinung des Ständerats,
dass ein Beschwerderecht genüge und ein Berufungsrecht nicht nötig sei. Der Auftrag
zur Präzisierung dieses Beschwerderechtes wurde dem Bundesrat noch im Berichtsjahr
von einer Motion Janiak (sp, BL) (10.3138) erteilt. Der entsprechende Beschluss fiel im
Ständerat einstimmig. Im Nationalrat stimmte ihm nur die SVP-Fraktion nicht zu. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Das Parlament beriet im Berichtjahr das Bundesgesetz über die Anpassung von
verfahrensrechtlichen Bestimmungen zum anwaltlichen Berufsgeheimnis, das auf eine
Motion der Rechtskommission des Nationalrates (09.3362) zurückgeht. Ziel des
Gesetzes ist die Harmonisierung des Beizugs anwaltlicher Dokumente als Beweismittel
in den verschiedenen Verfahrensgesetzen auf eidgenössischer Ebene. Konkret sollte
das anwaltliche Berufsgeheimnis besser geschützt und in den Verfahrensgesetzen
gleich geregelt werden wie in der Zivil- bzw. der Strafprozessordnung. In beiden
Kammern war Eintreten unbestritten und die Vorlage passierte beide Räte ohne grosse
Debatte. Umstritten war einzig, ob das Berufsgeheimnis nicht nur Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte, sondern auch Patentanwältinnen und Patentanwälte vor der
Herausgabe von Korrespondenz schützen soll. Der Ständerat als Erstrat folgte in diesem
Punkt knapp dem Bundesrat, der den Schutz nur dann gewähren wollte, wenn
Patentanwälte Parteien vor Gericht vertraten und so die Funktion von Rechtsanwälten
übernahmen. Der Nationalrat wollte den Schutz hingegen generell anwenden. Der
Ständerat folgte der grossen Kammer und nahm das so angepasste Gesetz in der
Schlussabstimmung einstimmig (45:0) an. Auch den Nationalrat passierte das Gesetz
oppositionslos (188:0 Stimmen). 38
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Im Geschäftsbericht des Bundesgerichts wurde darauf hingewiesen, dass die
Geschäftslast erneut stark zugenommen habe. 2012 waren 7'871 neue Beschwerden
erhoben worden, was gegenüber 2011 einer Zunahme von 6% (453 zusätzliche Fälle)
entsprach. Die Erledigungszahlen wurden zwar gesteigert – 2012 konnten 7'667 Fälle
erledigt werden, 2011 waren es 7'327 – trotzdem stiegen die Pendenzen leicht an (2012:
2'469 Fälle; 2011: 2'267 Fälle). Mit einer verbesserten Informatik und der Einsetzung
einer Arbeitsgruppe, die geeignete Massnahmen vorschlagen soll, will das
Bundesgericht den Problemen Herr werden. Die Räte nahmen in der Sommersession
vom Geschäftsbericht Kenntnis. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2013
MARC BÜHLMANN

Anfang September legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die auf eine Motion Janiak (sp, BL)
zurückgehende Änderung sieht vor, dass das Bundesgericht in Zukunft bei
Beschwerden gegen Entscheide des Bundesstrafgerichtes die Feststellung des
Sachverhaltes und die Beweisführung der Vorinstanz prüfen darf. Bisher war das
oberste Gericht an den vom Bundesstrafgericht festgestellten Sachverhalt gebunden. In
den Räten wurde der Entwurf im Berichtjahr noch nicht debattiert. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.09.2013
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession nahmen die Räte vom Geschäftsbericht 2013 des
Bundesgerichtes Kenntnis. Informiert wurde über die Geschäftslast, die zwar im
Vergleich zum Vorjahr nur unwesentlich angestiegen sei, aber dennoch mit 7'919 Fällen
einen Höchststand erreicht habe (2012: 7'871). Im Vergleich zum Vorjahr konnten rund
200 Fälle mehr erledigt werden (1'878; 2012: 7'667). Auch die Pendenzen stiegen leicht
an und erreichten einen Stand von 2'510 Fällen (2012: 2'469 Fälle). Besonders
konfrontiert mit dem Anstieg der Beschwerden waren die strafrechtliche und die
öffentlichrechtliche Abteilung. Während erstere die Folgen der neuen
Strafprozessordnung zu spüren bekam, wurde zweitere insbesondere im
Zusammenhang mit den neuen Zweitwohnungsbestimmungen mit Beschwerden
eingedeckt. Nach wie vor bestehe das Bedürfnis, sich weniger den Bagatellfällen als
vielmehr den Grundsatzfragen zu widmen. Mit der Einsetzung einer Kommission will der
Bundesrat Nachbesserungen für die Entlastung des Bundesgerichtes aufgleisen. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2014
MARC BÜHLMANN

Der Ständerat wollte sich als Erstrat in der Wintersession 2014 nicht über die Revision
des Bundesgesetzes über das Bundesgericht beugen und beschloss auf Antrag seiner
Kommission für Rechtsfragen (RK), die Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen. Zwar
würde mit der Vorlage eine Verbesserung des Rechtsschutzes angestrebt, was im Sinne
der RK sei. Das Ziel des besseren Rechtsschutzes könne aber mit einer neu zu
schaffenden Berufungsinstanz noch besser verfolgt werden. Weil eine solche Instanz
ebenfalls eine Änderung des Bundesgesetzes über das Bundesgericht bedingt, soll der
Bundesrat mit einer Überarbeitung des Entwurfs beauftragt werden. Bundesrätin
Simonetta Sommaruga wies zwar darauf hin, dass der vorliegende Entwurf auf eine
Motion Janiak (sp, BL) zurückgehe und eine solche Instanz dort nicht Gegenstand
gewesen sei, sie zeigte sich aber mit der Rückweisung einverstanden. Im Nationalrat
wurde das Geschäft 2014 nicht mehr behandelt. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2014
MARC BÜHLMANN

In extremis - nämlich mit 92 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung schloss sich der
Nationalrat hinsichtlich der Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht dem
Ständerat an und wies dieses in seiner Sondersession im Mai an den Bundesrat zurück.
Damit muss die Regierung einen neuen Entwurf erstellen, der auch die Frage nach einer
eigenständigen, neu zu schaffenden Berufungskammer am Bundesstrafgericht
beinhaltet. Bereits in der RK-NR war der Rückweisungsantrag - nur dieser stand hier
zur Debatte - umstritten. Die knappe Mehrheit, die für eine Verbesserung der
Rechtsstaatlichkeit argumentierte, überstimmte die Minderheit, die erfolglos
Effizienzgründe ins Feld führte: Es sei nicht zu rechtfertigen, wenn für relativ wenige
Berufungsfälle eine eigene Kammer eingerichtet werde. Die bereits bestehenden
Vorschläge des Bundesrates müssen somit mit diesem zusätzlichen Punkt erweitert und
noch einmal vorgelegt werden. 43
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Laut Geschäftsbericht 2014 des Bundesgerichtes wurden die Gerichte im Jahr 2014
mit etwas weniger neuen Fällen (total 7'702 Fälle) belastet als im Vorjahr (7'918). Weil
gleichzeitig weniger Fälle (7'563) erledigt werden konnten als noch 2013 (7'876) stiegen
die Pendenzen gegenüber dem Vorjahr um 139 Fälle auf 2'650 leicht an. Die
durchschnittliche Dauer eines Prozesses lag unverändert bei 131 Tagen. Bei elf Fällen
hatte die Erledigung mehr als zwei Jahre gedauert. Der Bericht erwähnte auch die Zahl
der Beschwerden gegen die Schweiz beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR). Im Vergleich zu 2013 hatte diese Zahl von 514 auf 292
abgenommen. 2014 hatte der EGMR 386 Entscheide gefällt, davon 18 Urteile. In neun
Fällen - diese Zahl blieb im Vergleich zum Vorjahr unverändert - hatte das
internationale Gericht eine Verletzung der Menschenrechtskonvention festgestellt. Das
Bundesgericht hatte 2014 zudem einige Vorschläge für eine Revision des
Bundesgerichtsgesetzes angeregt, die im EJPD bearbeitet werden. Ziel ist nach wie vor
eine Entlastung des obersten Gerichtes von Bagatellfällen. 
Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) im Nationalrat bzw. Martin Schmid (fdp, GR) im
Ständerat wies als KommissionssprecherIn darauf hin, dass sich die GPK-
Subkommission dem Thema individuelle Erledigungsstatistik angenommen habe. Ab und
zu werde der Wunsch nach einer Überprüfung der Effizienz der einzelnen
Bundesrichterinnen und Bundesrichter laut. Zwar zeigten anonymisierte Zahlen eine
grosse Diskrepanz in der Anzahl Mitwirkungen bei Entscheiden, dies liesse sich aber
aufgrund der Schwere der Fälle erklären. Beide lobten die Arbeit der Gerichte und
wiesen darauf hin, dass der Umstand, dass die Geschäftsführung der obersten
Justizbehörden kaum medial beleuchtet werde, ein sehr gutes Zeichen sei. In beiden
Kammern wurde der Bericht denn auch ohne Diskussion zur Kenntnis genommen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.06.2015
MARC BÜHLMANN

Laut Geschäftsbericht 2015 des Bundesgerichts ist das Geschäftsaufkommen im Jahr
2015 in allen vier nationalen Gerichten erneut angestiegen: 
Beim Bundesgericht wurden im Berichtsjahr 7'853 neue Beschwerden eingereicht, was
einer Zunahme von 148 Fällen entspricht. Allerdings hat auch die Zahl der Erledigungen
auf 7'695 Fälle zugenommen (+132 Fälle im Vergleich zu 2014). Im Bericht wird eine
durchschnittliche Prozessdauer von 134 Tagen angegeben (2014: 131 Tage). Die auf 2016
verschobenen Pendenzen sind im Vergleich zum Vorjahr (2'653 Fälle) erneut
angestiegen und umfassen 2'811 Fälle. In seinem Bericht wies das Bundesgericht auch
die beim EGMR gegen die Schweiz eingereichten und behandelten Beschwerden aus.
2015 wurden dort 318 Beschwerden eingereicht (2014: 292 Beschwerden) und der
Gerichtshof hatte 331 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt, wovon 10 Urteile
ergingen und in drei Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die
Schweiz festgestellt wurde (Vorjahr: 9 Verletzungen). 
Auch das Bundesstrafgericht wies eine leichte Zunahme an Geschäften und Pendenzen
aus. Allerdings gilt dies insbesondere für die Strafkammer. In der Beschwerdekammer
konnten die Pendenzen im Jahr 2015 hingegen abgebaut werden. Im Bericht wurde die
sehr unterschiedliche Arbeitsbelastung zwischen den einzelnen Sprachen
angesprochen. Es sei für ein kleines Gericht eine grosse Herausforderung, alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichmässig zu belasten. 
Im Bundesverwaltungsgericht hatten 2015 die Fälle im Asylrecht (Abteilungen IV und V)
sehr stark, von 4'831 auf 5'661 Eingänge, zugenommen. Gleichzeitig wurde die
Erledigung der Fälle in diesem Bereich – bei gleichbleibender durchschnittlicher
Verfahrensdauer von 100 Tagen – deutlich gesteigert (von 4'163 auf 5'015). 
In allen Abteilungen zusammen wurden 8'465 neue Eingänge verzeichnet, was im
Vergleich zu 2014 einem Plus von 857 Fällen entspricht. Insgesamt betrug die
Verfahrensdauer eines Falles vor Bundesverwaltungsgericht noch 182 Tage, war also
wesentlich kürzer als noch 2014 (200 Tage). 
Das Bundespatentgericht regelt seit 2012 zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente.
Für die jeweiligen ordentlichen Verfahren – 2015 wurden 19 neu eingereicht (2014: 15)
und 19 erledigt (2014: 20) – werden nebenamtliche juristische und technische
Fachrichter eingesetzt, was dazu beiträgt, dass die Verfahren kostengünstig und zügig
erledigt werden und häufig in einem Vergleich enden, wie im Bericht vermerkt wurde. 
Die Räte nahmen in der Sommersession 2016 Kenntnis vom Bericht und hiessen den
entsprechenden Bundesbeschluss gut. In seinem Plädoyer in beiden Kammern wies
Gerichtspräsident Gilbert Kolly insbesondere auf die stetig zunehmende Arbeitslast hin
und die damit verbundene Notwendigkeit einer Stärkung der eidgenössischen Gerichte.
Die laufende Reform des Bundesgesetzes über das Bundesgericht gehe diesbezüglich in
die richtige Richtung, genüge wahrscheinlich aber noch nicht. 45
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Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Änderung des
Strafbehördenorganisationsgesetzes (StBOG) soll eine Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermöglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsächlich) und nicht nur rechtlich überprüft werden
können. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizepräsidien für alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingeführt – eine Forderung, die auf eine 2012 überwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurückging. Die zweite Vorlage umfasste
Änderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Räte und
insbesondere dem Vorschlag der Präsidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
ständerätlichen Debatte hob Bundesrätin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprüngliche Entwurf
sowie die für die Gesetzesänderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2016
MARC BÜHLMANN

Die RK-NR entschloss sich mit 16 zu 9 Stimmen dem Ständerat zu folgen und empfahl,
der Schaffung einer Berufungskammer am Bundesstrafgericht sowie der Einrichtung
von Vizepräsidien in allen Kammern des Bundesstrafgerichtes zuzustimmen. Letzteres
geht auf eine parlamentarische Initiative der RK-NR selber zurück. Der Schutz der
Rechtssuchenden könne damit verstärkt werden. Eine Kommissionsminderheit
beantragte Nichteintreten. Als Spezialgericht brauche das Bundesstrafgericht keine
Berufungskammer. Mit der Einrichtung einer solchen Kammer werden bis zu zehn neue
nebenamtliche Richterinnen und Richter benötigt, was zusätzlich eine Änderung der
Richterverordnung bedingen würde. Hier äusserte ein Teil der Kommission Bedenken
wegen fehlender juristischer Unabhängigkeit, weil sich die Berufungsrichterinnen und
-richter im gleichen Gebäude befänden wie ihre erstinstanzlichen Kolleginnen und
Kollegen. 
Das Geschäft zur  Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht kam in der
Frühlingssession in Form von zwei Vorlagen in den Nationalrat. Der Antrag der SVP-
Fraktion und der Kommissionsminderheit auf Nichteintreten wurde deutlich verworfen.
Die SVP wollte vergeblich geltend machen, dass es keine neue Kammer brauche, weil
heute schon die – günstigere – Lösung bestehe, einen Sachverhalt nachträglich neu
abklären zu lassen. Dafür reiche das Bundesgericht und es brauche keine zweite Instanz
im Bundesstrafgericht. Nach der Eintretensdebatte wurden beide Vorlagen in der
Gesamtabstimmung deutlich und jeweils nur mit Opposition der SVP angenommen.
Gleichzeitig schrieb die grosse Kammer die ursprüngliche, 2015 an den Bundesrat
zurückgewiesene Vorlage ab. 
Allerdings hatte die RK-NR beim neuen Bundesgesetz eine Änderung eingebaut. Sie
wollte dem Präsidium der Strafkammer die Möglichkeit verschaffen Strafverfahren, die
in der Kompetenz eines Einzelgerichts liegen, bei entsprechend erforderlichen
rechtlichen Verhältnissen an das Kollegialgericht zu übertragen. Deshalb kam das
Geschäft ein paar Tage später noch einmal zurück in den Ständerat, der diese Regelung
allerdings als überflüssig erachtete und sie ablehnte: mit der Schaffung einer
Berufungskammer sei diese Kompetenz nicht nötig. Der Nationalrat sah dies ein und
folgte der kleinen Kammer stillschweigend. 
Beide Kammern hiessen schliesslich in der Schlussabstimmung sowohl das neue
Bundesgesetz als auch die Verordnung gut. Im Ständerat standen jeweils 5 Nein-
Stimmen aus der SVP 40 Ja-Stimmen gegenüber und auch im Nationalrat stammten die
58 (Bundesgesetz) bzw. die 62 (Verordnung) ablehnenden Voten aus der SVP-Fraktion.
Sie standen freilich gegen die 137 (Gesetz) bzw. 134 (Verordnung) Ja-Stimmen auf
verlorenem Posten. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN

Der neue Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer äusserte im Rahmen der Diskussion
zum Geschäftsbericht des Bundesgerichtes 2016 in der Sommersession Kritik am
Parlament. Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Bundesgerichtsgesetzes liege dessen Ziel
einer nachhaltigen Entlastung des BGer in weiter Ferne. Nicht weniger – wie bei der
damaligen Revision beabsichtigt – sondern mehr Beschwerden würden eingereicht.
Dabei sei insbesondere der strafrechtliche Bereich betroffen, was nicht zuletzt auf den
Entscheid des Parlaments, eine Strafprozessordnung einzuführen, zurückzuführen sei:
Mit dem Staatsanwaltschaftsmodell seien viele anfechtbare Entscheide geschaffen
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worden, was eine „Flut von Beschwerden“ nach sich ziehe. Entsprechend warb Meyer
für die geplante Teilrevision des Bundesgerichtsgesetzes. Zudem forderte er das
Parlament auf, eine gesetzliche Grundlage für die Nutzung von Open-Source-Software
sowie das elektronische Gerichtsdossier zu schaffen, mit dem der Verkehr zwischen
Rechtsanwältinnen und -anwälten und den Gerichten nur noch elektronisch erfolgen
soll. 
In der Tat zeigt der Bericht auf, dass im Berichtjahr (2016) 7'743 neue Fälle ans
Bundesgericht gelangten, also nur unwesentlich weniger als 2015 (7'853). Insgesamt
wurden 7'811 Fälle erledigt (2015: 7'695), wobei ein Fall im Schnitt 140 Tage brauchte
(2015: 134 Tage). 13 Prozent der Beschwerden wurden gutgeheissen. 2016 wurden laut
Bericht am EGMR 228 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt (2015: 331), wobei
in fünf Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die Schweiz
festgestellt worden war (2015: 3). 
Das Bundesstrafgericht wies ein im Vergleich zum Vorjahr stabiles
Geschäftsaufkommen aus, wobei allerdings ein Anstieg an Eingängen in der
Beschwerdekammer verzeichnet wurde. Auch beim Bundesverwaltungsgericht war die
Geschäftslast hoch. Zwar gingen etwas weniger Fälle ein als im Vorjahr (2016: 8'102;
2015: 8'469), was auf einen Rückgang von Fällen im Asylbereich zurückzuführen sei, die
Zahl der vom Vorjahr übernommenen Pendenzen (5'147) sei aber markant höher
gewesen als 2015 (4'540) – so der Teilbericht. Mit dem Anstieg der durchschnittlichen
Verfahrensdauer von 182 auf 212 Tage wurden im Berichtsjahr weniger Fälle erledigt
(7'517) als noch 2015 (7'869). Mit seiner Reorganisation sei die Geschäftslast im
Bundesverwaltungsgericht nun aber ausgewogener verteilt worden, was zu höherer
Effizienz führen werde. Auch das Bundespatentgericht, das seit 2012 tätig ist,
verzeichnet einen Anstieg der Eingänge, und zwar von 23 auf 27, wobei insbesondere
die summarischen Verfahren (von 4 auf 9) zugenommen haben. In beiden Kammern
wurde der Bericht genehmigt. 48

Mitte April und damit rund fünf Jahre nach der Überweisung der entsprechenden
Motion Vogler (csp, OW) durch die Räte beantragte der Bundesrat, den Auftrag für den
Entwurf eines umfassenden Anwaltsgesetzes abzuschreiben. Das Bundesamt für Justiz
habe zwar eine Totalrevision des geltenden Anwaltsgesetzes (BGFA) vorbereitet,
zwischenzeitlich hätten aber Entscheide des Bundesgerichts eine solche obsolet
gemacht. Konkret hatte das Bundesgericht entschieden, dass der Anwaltsberuf
innerhalb einer Kapitalgesellschaft grundsätzlich ausgeübt werden darf (BGE 138 II 440)
– eine der Anregungen der damaligen Motion. Darüber hinaus habe man festgestellt,
dass die Unterschiede zwischen den Kantonen bezüglich der Voraussetzungen für die
Erteilung eines Anwaltspatentes derart gross seien, dass eine Vereinheitlichung auf
Bundesstufe kaum zu verwirklichen wäre. Man könne zwar eine Harmonisierung der
Informatik in der Strafjustiz einrichten, dafür sei aber keine Gesetzesänderung nötig.
Schliesslich sei in der Zwischenzeit auch der Schweizerische Anwaltsverband, mit dem
man regelmässig Kontakt gehabt habe, zum Schluss gekommen, dass eine
Gesetzesrevision nicht mehr nötig sei. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.04.2018
MARC BÜHLMANN

Die Entlastung des Bundesgerichtes von Bagatellfällen war in den letzten Jahren
Gegenstand verschiedener Vorstösse (Po. 13.3694; Mo. 14.3667; Mo. 17.3353 und
17.3354 sowie Mo. 17.3357) gewesen, welche der Bundesrat nun in seinen Vorschlag für
eine Revision des Bundesgerichtsgesetzes aufnahm. Dabei ging es darum, die bei einer
Evaluation des Bundesgerichtsgesetzes gefundenen Unzulänglichkeiten auszumerzen.
Revidiert werden sollten dabei erstens die Ausnahmefälle, bei denen es bisher nicht
möglich war, das Bundesgericht als Letztinstanz anzurufen. Neu soll dies nur noch für
den Asylbereich gelten, für wichtige Fälle in allen anderen Bereichen soll das
Bundesgericht eine Restkompetenz erhalten. Um das oberste Gericht jedoch gegen
Überlastung zu schützen, sollen Beschränkungen eingebaut werden: So sollen etwa
Bussen bis CHF 5'000 beim Bundesgericht nicht mehr anfechtbar sein, zudem sollen
Geschädigte, die nicht unter das Opferhilfegesetz fallen, gegen Urteile von
zweitinstanzlichen Gerichten beim Bundesgericht nicht mehr Beschwerde führen
dürfen. Zweitens stand die subsidiäre Verfassungsbeschwerde, also die Beschwerde
gegen Entscheide der letzten kantonalen Instanzen, zur Diskussion.
Der bundesrätliche Vorschlag wurde im Nationalrat in der Frühjahrssession debattiert.
Das Geschäft war einigermassen umstritten, was daran lag, dass man gleichzeitig den
Rechtsschutz ausbauen, die Verfahren vereinfachen und das Bundesgericht entlasten
wollte, was potenziell zielinkongruent ist. Dass die Prioritäten zwischen den Parteien
verschieden verteilt waren, zeigte sich bereits in der Eintretensdebatte, in der die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.03.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Fraktionssprecherinnen und -sprecher darlegten, dass sie entweder vordringlich das
Bundesgericht entlasten oder aber eben den Rechtsschutz ausbauen wollten. Die
Ratslinke anerkannte zwar, dass das oberste Gericht eine hohe Geschäftslast zu tragen
habe, dies dürfe aber nicht durch Abstriche beim Zugang zu den Gerichten
wettgemacht werden. Stattdessen müsse dieser Problematik durch eine Aufstockung
der Ressourcen begegnet werden. Die Ratsrechte machte sich dafür stark, dass
Bagatellfälle vom obersten Gericht möglichst ferngehalten werden müssten, wobei
naturgemäss umstritten war, ab welcher Schadenssumme ein Bagatellfall vorliegt. Die
neue Justizministerin Karin Keller-Sutter wies darauf hin, dass es nicht so sehr nur um
die Zahl der Bagatellfälle gehe, sondern vor allem auch um die Zahl der Fälle, die mit
einer Beschwerde auch vor Bundesgericht kaum eine Chance hätten. Hier generiere
das oberste Gericht aus juristischer Perspektive keinen Mehrwert, verbrauche aber
viele Ressourcen. Eintreten wurde in der Folge mit 108 zu 76 Stimmen beschlossen. Die
geschlossene SVP- und die grüne Fraktion hätten das Gesetz nicht behandeln wollen.
Die Grünen bemängelten, dass vor allem im Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungsrecht
der Zugang zu stark eingeschränkt würde. Der SVP hingegen gingen die Einschränkungen
zu wenig weit. Eine Entlastung des Bundesgerichts werde so nicht erreicht,
argumentierten ihre Mitglieder. 
In der Detailberatung ging es zum einen um die Höhe der Bussenhürde, die noch zu
einer Beschwerde beim Bundesgericht berechtigen soll. Die Mehrheit der RK-NR schlug
in Abweichung zum bundesrätlichen Vorschlag eine minimale Bussenhöhe von CHF 500
vor. Eine Minderheit Flach (glp, AG) wollte den bundesrätlichen Vorschlag von CHF
5'000 übernehmen und eine Minderheit Nidegger (svp, GE) beantragte, bei der
bestehenden Regel zu bleiben und gar keine Hürde festzulegen. Beide
Minderheitsanträge unterlagen dem Antrag der Kommissionsmehrheit. Erfolg hatte ein
Antrag Wasserfallen (sp, BE), der in Zivilsachen eine Senkung der Streitwertgrenze
anstrebte. In Zivilsachen kann bisher nur in Anliegen mit einem Streitwert über CHF
30'000 (bei arbeits- und mietrechtlichen Fällen bei CHF 15'000) Beschwerde geführt
werden. Der Antrag der Berner Genossin, diesen Wert auf CHF 3'000 zu senken, fand
gegen die Empfehlung der Kommission und der Justizministerin Anklang bei einer
Ratsmehrheit von 116 gegen 71 Stimmen. Schliesslich ging es in der Detailberatung auch
um den Ausnahmekatalog, mit dem geregelt werden soll, wann eine Beschwerde ans
Bundesgericht nicht zulässig sein soll. Dass sich diese Einschränkungen insbesondere
auf das Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungsrecht bezogen, stiess bei der Ratslinken auf
Widerstand. Mit den Minderheitsanträgen, mit denen diese Ausnahmen rückgängig
gemacht werden sollten, biss Links-Grün bei der bürgerlichen Mehrheit jedoch
durchgängig auf Granit. 
Die «piece de résistence», wie sich Christa Markwalder (fdp, BE) ausdrückte, stellte
schliesslich der von der Berner Freisinnigen angeführte Minderheitsantrag dar, die
subsidiäre Verfassungsbeschwerde aufzuheben. Dieses Instrument habe sich nicht
bewährt, da von 429 Beschwerden gerade mal acht gutgeheissen worden seien. Dies sei
nun in der Tat eine unnötige Belastung des Bundesgerichts. Die Streichung des
Instruments würde freilich den Rechtsschutz nicht abbauen, sondern er würde lediglich
anders ausgestaltet. Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde werde nämlich durch den
neuen Art. 89 ersetzt, der Beschwerden zulasse, wenn sich eine Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung stelle oder ein besonders bedeutender Fall vorliege – von
Beat Flach als «Populärbeschwerde» bezeichnet. Die Kommissionsmehrheit und die
Ratslinke waren hier anderer Ansicht: Der Schutz verfassungsmässiger Rechte, folglich
der Schutz des Einzelnen vor staatlicher Willkür, müsse in einem Rechtsstaat
gewährleistet bleiben und dazu bedürfe es eben der subsidiären
Verfassungsbeschwerde. Die acht gutgeheissenen Fälle zeigten ja offensichtlich, dass
es vorkomme, dass der Staat willkürlich handle, hob etwa Matthias Aebischer (sp, BE)
hervor. Karl Vogler (csp, OW) wies hingegen darauf hin, dass der Bundesrat ursprünglich
die Streichung vorgesehen habe, dies nach der Kritik in der Vernehmlassung aber
wieder rückgängig gemacht habe. Das Ziel der Revision müsse es aber doch sein, das
Bundesgericht zu entlasten. Karin Keller-Sutter zeigte sich zwar für beide Möglichkeiten
offen – beide Seiten hätten gute juristische Argumente vorgebracht, erklärte sie. Der
Bundesrat habe sich aber letztlich aufgrund der politischen Rückmeldungen für ein
Beibehalten der Verfassungsbeschwerde ausgesprochen. Mit 132 zu 46 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte der Nationalrat in diesem Punkt schliesslich der
Kommissionsmehrheit. Die Nein-Stimmen stammten aus der geschlossenen CVP-
Fraktion und einer Mehrheit der BDP- und der FDP-Fraktion. Nicht das Bundesgericht
solle entscheiden, wann ein Fall wichtig sei und wann nicht; stattdessen solle die
Chance für eine Beschwerde allen offen gelassen werde, fasste Matthias Aebischer die
Mehrheitsstimmung im Ratssaal zusammen. Mit 108 zu 76 Stimmen (1 Enthaltung) wurde
der Entwurf an den Ständerat weitergereicht. Die Grünen und die SVP sprachen sich
auch nach den Änderungen in der Detailberatung gegen den Entwurf aus.

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der oberste Bundesrichter Ulrich Meyer zeigte sich in der Presse enttäuscht über den
Entscheid der Volkskammer. Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde generiere
Leerläufe, weil damit Hunderte von aussichtslosen Beschwerden eingereicht würden.
Die meisten Beschwerden würden sich nämlich darauf beziehen, dass ein Gericht den
Sachverhalt nicht richtig festgestellt habe. Das Bundesgericht könne aber lediglich die
Korrektheit eines Verfahrens prüfen. Meyer appellierte an den Ständerat, die Institution
Bundesgericht zu retten. 50

In der Herbstsession 2018 folgte der Nationalrat diskussionslos der Empfehlung seiner
RK-NR und hiess den Antrag des Bundesrates, die Motion Vogler (csp, OW; Mo. 12.3372)
für ein umfassendes Anwaltsgesetzes abzuschreiben, gut. Der Ständerat folgte in der
Frühjahrssession 2019 und stützte damit das Urteil des Bundesrats, dass eine Revision
des Anwaltsgesetzes nicht nötig sei. 51
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MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 nahmen die Räte den Geschäftsbericht des
Bundesgerichtes 2018 zur Kenntnis und stimmten dem entsprechenden
Bundesbeschluss stillschweigend zu. Die Berichterstatterin und die beiden
Berichterstatter der Subkommissionen Gerichte/Bundesanwaltschaft der GPK beider
Räte – Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) und Philippe Nantermod (fdp, VS) für den
Nationalrat sowie Beat Rieder (cvp, VS) für den Ständerat – hoben die wichtigsten
Kennzahlen aus dem Bericht hervor. 
38 Bundesrichterinnen und Bundesrichter, 153 Bundesgerichtsschreiberinnen und
-schreiber sowie das Gerichtspersonal hätten am Bundesgericht im Jahr 2018 den
neuen Rekord von total 8'040 Fällen erledigt (2017: 8'029). Erfreulich sei, dass die Zahl
der erledigten Fälle die Zahl der neuen Fälle übersteige. Ende 2018 harrten noch 2'761
Geschäfte ihrer Erledigung. Im Schnitt nahm die Erledigung eines Falls 145 Tage in
Anspruch (2017: 144 Tage). Von Bedeutung sei 2018 das Bundesgerichtsgesetz sowie das
Projekt «elektronisches Gerichtsdossier» gewesen. Mit dem «Gever» für die
Gerichtsverwaltung, dem «E-Dossier» für die Gerichtspersonen im Bundesgericht
sowie mit «Justitia 4.0» für die Gerichte der ganzen Schweiz werden elektronische
Zugriffe auf Gerichtsakten geschaffen, womit die Arbeit erleichtert und effizienter
werde. Die Zusammenarbeit des BGer mit den erstinstanzlichen Gerichten verlaufe gut.
Auch über diese erstinstanzlichen Gerichte, über die das BGer die Oberaufsicht ausübt,
wurde berichtet:
Im Bundesstrafgericht waren im Berichtjahr total 789 Fälle erledigt worden und 776 neu
eingegangen. Im Schnitt dauerte die Erledigung eines Falls 173 Tage in der Straf- und 98
Tage in der Beschwerdekammer. Probleme bereiteten dem BStGer die unregelmässigen
Eingänge in den verschiedenen Landessprachen. Die Arbeiten für die neu geschaffene
Berufungskammer seien zudem stark unterschätzt worden. Die Aufstockung der
Ressourcen in der Wintersession, die in einer eigentlichen Hauruck-Übung gesprochen
worden war, habe nur einen Teil des Problems gelöst. In einer Aussprache mit den
Verantwortlichen habe sich das Jahr 2023 als frühstmöglicher Termin für den Bezug der
Räumlichkeiten für die Berufungskammer ergeben. Hier müsse also dringend eine
Übergangslösung gefunden werden – ein Punkt, der in der kleinen Kammer zu
Diskussionen Anlass gab. Didier Berberat (sp, NE), Mitglied der GK, wies darauf hin, dass
der Kanton Tessin hier endlich seine Hausaufgaben machen müsse. 
Auch im Bundesverwaltungsgericht konnten mehr Fälle erledigt werden (7'603; 2017:
7'385) als neu eingegangen waren (7'468; 2017: 7’365). Im Schnitt nahm die Erledigung
eines Falls 284 Tage in Anspruch; leider nehme diese Zahl kontinuierlich zu und sei von
212 Tagen im Jahr 2016 innert zwei Jahren um über 70 Tage gestiegen, berichtete Beat
Rieder im Ständerat. Auffällig sei die höhere Zahl an Eingängen im Kartellrecht, die
umfangreiche und komplexe Verfahren nach sich zögen. Auch die Asylfälle seien
aufwändiger geworden, was die längere Dauer zu erklären vermöge.
Das Bundespatentgericht schliesslich erledigte gleich viele Fälle (29; 2017: 24), wie neu
eingegangen waren (29; 2017: 34). Mit den 3.6 Richterstellen dauert die Erledigung eines
Falles 143 (summarische Verfahren)  bzw.  438 Tage (ordentliche Verfahren), wobei die
Dauer bei den ordentlichen Verfahren stark gesenkt werden konnte (2017: 541 Tage). 
Ulrich Meyer, der Präsident des Bundesgerichts, ergänzte die Kommissionsangaben im
Nationalrat mit dem Hinweis, dass er zwar stolz sei, einen Bericht mit schwarzen Zahlen
abliefern zu können, dass aber rund 80 Prozent der 8'000 erwähnten Fälle die
Tatsachen- und nicht die Rechtsebene betreffen. Die eidgenössischen Gerichte seien
zur «Urteilsfabrik» geworden, was kein idealer Zustand sei. Er hoffe deshalb auf die
laufende Revision des Bundesgerichtsgesetzes. 52
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In der Wintersession 2019 schickte der Ständerat die Revision des
Bundesgerichtsgesetzes zurück an den Nationalrat; allerdings nicht, weil er Differenzen
geschaffen hätte, sondern weil er einstimmig nicht darauf eintreten wollte. Seine
Rechtskommission (RK-SR) hatte mit 11 zu 1 Stimmen Nichteintreten beantragt. Ihr
Sprecher Beat Rieder (cvp, VS) begründete den Antrag ziemlich ausführlich. Die
ursprüngliche Idee der Revision sei eine Entlastung des Bundesgerichts von einfachen
Fällen gewesen, ohne dass dabei der Rechtsschutz eingeschränkt werden sollte. Das
«Zauberkunststück» – das BGer ohne Einschränkung des Rechtsschutzes zu entlasten
und wo nötig die höchstrichterliche Rechtsprechung auszuweiten – sei aber weder dem
Nationalrat noch dem Bundesgericht selber gelungen, weshalb die RK-SR der Meinung
sei, man solle die Übung jetzt abbrechen. Auch beim Kernkonflikt der Vorlage, der
subsidiären Verfassungsbeschwerde, gebe es keinen tragbaren Kompromiss. Zwar
würden mit einer ersatzlosen Streichung dieses Instruments viele Beschwerden
wegfallen, was für eine Entlastung sorgen würde, in den Augen des Bundes- und des
Nationalrates sei damit aber der Rechtsschutz nicht mehr genügend gewährt. Auch mit
Nichteintreten würden nötige Änderungen nicht umgesetzt – Rieder erwähnte etwa die
Einführung einer beschränkten Beschwerdemöglichkeit gegen bisher endgültige
Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts und des Bundesstrafgerichts, verschiedene
Verfahrensvereinfachungen oder die Erhöhung der Obergrenzen der Gerichtsgebühren
–, diese würden aber wohl punktuell eingeführt werden müssen. Justizministerin Karin
Keller-Sutter betonte, dass eine Ablehnung der Vorlage die Arbeit des Bundesgerichts
nicht beeinflusse, dass aber auch mit Annahme der vom Nationalrat veränderten
Vorlage keine Probleme geschaffen würden. Die Regierung könne mit beiden Varianten
leben und respektiere den Antrag der ständerätlichen Rechtskommission. Dieser wurde
schliesslich stillschweigend angenommen. 53
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